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1. Instanz

Aktenzeichen S 16 RJ 95/01
Datum 16.09.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 RJ 164/02
Datum 16.03.2005

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 16.
September 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche Kosten des
Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten. 3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit ist die Zahlung von Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit an Stelle der ab 17.
Februar 2000 gewÃ¤hrten Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit.

Der 1949 geborene KlÃ¤ger ist von Beruf Elektromonteur/Elektromechaniker. Er war
zuletzt von 1982 bis Ende 2004 in seinem Beruf bei der Fa. I. O. H. GmbH & Co KG
â�� in der Vormontage der Bohrmaschinenherstellung â�� beschÃ¤ftigt,
verdrahtete Bedienfelder und Schalttafeln und verrichtete Metallarbeiten. Nach
seinen Angaben wurde er aus betriebsbedingten GrÃ¼nden entlassen.

Bei einem Unfall im Jahre 1973 hatte der KlÃ¤ger sich eine Beckenringfraktur mit
zentraler HÃ¼ftluxation links zugezogen. Im November 1999 erfolgte im
Allgemeinen Krankenhaus (AK) E. ein totalendoprothetischer Ersatz (TEP) seines
linken HÃ¼ftgelenks. Auf seinen Antrag vom 3. Januar 2000 gewÃ¤hrte ihm die
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Beklagte vom 19. Januar bis 16. Februar 2000 ein Heilverfahren in der Rheumaklinik
Bad B., fÃ¼r das er Ã�bergangsgeld erhielt. Nach dem Bescheid des
Versorgungsamtes vom 18. Juni 2003 sind fÃ¼r den KlÃ¤ger ein Grad der
Behinderung von 60, das Merkzeichen "G" (erhebliche Gehbehinderung) und als
Behinderungen eine BewegungseinschrÃ¤nkung im linken HÃ¼ftgelenk mit
verminderter Belastbarkeit des linken Beines sowie eine chronische Dermatitis
festgestellt.

Am 31. Mai 2000 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. BerufsunfÃ¤higkeit. Die Beklagte lieÃ� den
Entlassungsbericht des AK E. vom 28. Dezember 1999 und den Reha-
Entlassungsbericht vom 7. MÃ¤rz 2000 von dem Chirurgen Dr. S. auswerten. Dieser
vertrat die Auffassung, der KlÃ¤ger sei noch in der Lage, leichte bis mittelschwere
Arbeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung vollschichtig zu verrichten (Stellungnahme
vom 3. August 2000). Daraufhin lehnte die Beklagte den Rentenantrag durch
Bescheid vom 15. August 2000 ab.

Im anschlieÃ�enden Vorverfahren, in welchem der KlÃ¤ger angab, auch an einem
HÃ¼fthochstand, einem Schultertiefstand und unter Arthrose in der rechten
HÃ¼fte, SchlafstÃ¶rungen und Depressionen zu leiden, holte die Beklagte von dem
OrthopÃ¤den Dr. S2, dem Nervenarzt Dr. S1 und dem praktischen Arzt K.
Befundberichte ein, erhielt von letzterem Arzt den Vorstellungsbericht des AK E.
vom 15. Mai 2000 und lieÃ� Dr. S. erneut Stellung nehmen. Dieser hielt an seiner
bisherigen Leistungsbeurteilung fest (Stellungnahme vom 9. November 2000).
Daraufhin wies die Beklagte den Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom 22.
Dezember 2000 zurÃ¼ck.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren â�� Klage vom 18. Januar 2001 â�� hat der
KlÃ¤ger behauptet, kaum eine lÃ¤ngere Strecke als 200 bzw. 250 Meter gehen zu
kÃ¶nnen und eine Gehhilfe zu benÃ¶tigen. Sein HÃ¼ftschaden sei nicht
behandlungsfÃ¤hig, seine psychische Situation depressiv. Er benÃ¶tige
Medikamente verschiedenster Art gegen Schmerzen und SchlafstÃ¶rungen und
ermÃ¼de sehr schnell.

Das Sozialgericht hat von den Ã�rzten Dr. S1, Dr. S2 und K. Befundberichte
eingeholt und den KlÃ¤ger von dem OrthopÃ¤den P. am 23. Oktober 2001
untersuchen lassen (Gutachten vom 23. Oktober 2001). Neben den ZustÃ¤nden
nach Beckenbruch und nach TEP-Implantation links (mit Beugekontraktur und
Beckenkippung) hat dieser SachverstÃ¤ndige ein leichtgradiges degeneratives
WirbelsÃ¤ulenleiden, insbesondere mit Befall der LendenwirbelsÃ¤ule, bei
Fehlhaltung und leichtgradigen degenerativen VerÃ¤nderungen diagnostiziert.
Leichte kÃ¶rperliche Arbeiten durchschnittlicher geistiger Art mit
durchschnittlichem Verantwortungsgrad kÃ¶nne der KlÃ¤ger vollschichtig leisten. Er
vermÃ¶ge durchaus viermal tÃ¤glich Ã¼ber 500 Meter zu FuÃ� in einer Zeit von
unter 20 Minuten zurÃ¼ckzulegen. Die genannten Arbeiten kÃ¶nne er zeitweilig im
Gehen oder Stehen, derzeit aber nicht lÃ¤nger als drei Stunden arbeitstÃ¤glich,
verrichten. Er kÃ¶nne problemlos in wechselnder KÃ¶rperhaltung und auch
ausschlieÃ�lich oder Ã¼berwiegend im Sitzen arbeiten und Hebe- und
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Tragebelastungen bis zu sieben Kilogramm tolerieren. Auch kurzzeitiges BÃ¼cken
und kurzzeitiges Rumpfverdrehen seien ihm mÃ¶glich. Zumutbare Arbeiten sollte
der KlÃ¤ger auf ebenem, glattem Untergrund, nicht auf Leitern und GerÃ¼sten und
nicht unter Absturzgefahr, verrichten. Arbeiten im Knien oder Hocken seien ihm
nicht zumutbar. Zwar habe der KlÃ¤ger in der Untersuchungssituation ein
erhebliches Verdeutlichungsverhalten gezeigt. EindrucksmÃ¤Ã�ig bestehe aber kein
Anhalt fÃ¼r eine tiefer gehende neurotische oder psychische GesundheitsstÃ¶rung.

Der Chirurg Dr. H1 hat sich im Termin des Sozialgerichts vom 18. MÃ¤rz 2002
weitgehend der EinschÃ¤tzung des OrthopÃ¤den P. angeschlossen, den Gebrauch
einer UnterarmgehstÃ¼tze nicht fÃ¼r erforderlich gehalten und den Verdacht
geÃ¤uÃ�ert, dass der KlÃ¤ger sich an den Gebrauch der UnterarmstÃ¼tze und von
Schmerz- und Schlafmitteln gewÃ¶hnt haben kÃ¶nnte. Wechselschichtarbeit und
Nachtarbeit kÃ¤men nicht in Frage.

Das Sozialgericht hat ferner von dem Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. R.
das Gutachten vom 28. August 2002 eingeholt. Dr. R. hat bei der Untersuchung vom
27. August 2002 weder Hinweise fÃ¼r einen krankhaften neurologischen noch fÃ¼r
einen psychiatrischen Befund, insbesondere keine Anzeichen fÃ¼r eine nachhaltige
Depression oder fÃ¼r eine produktive Symptomatik gesehen. Eine
bewusstseinsnahe Verdeutlichungstendenz sei nicht zu Ã¼bersehen. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne leichte Arbeiten vollschichtig mit den sich aus dem orthopÃ¤dischen
Gutachten vom 23. Oktober 2001 ergebenden EinschrÃ¤nkungen verrichten und sei
auch in der Lage, Hemmungen gegenÃ¼ber einer Arbeitsaufnahme aus eigener
Kraft zu Ã¼berwinden. Akkord-, Schicht- und Nachtarbeiten schieden fÃ¼r ihn aus.

Im Termin des Sozialgerichts vom 16. September 2000 hat die Beklagte anerkannt,
dass beim KlÃ¤ger seit seinem Rehabilitationsantrag vom 3. Januar 2000
BerufsunfÃ¤higkeit vorliege. Sie hat durch AusfÃ¼hrungsbescheide vom 9.
September 2003 und 23. MÃ¤rz 2004 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit ab 17.
Februar 2000 gewÃ¤hrt. Hierbei hat sie Einkommen des KlÃ¤gers wegen
Ã�berschreitung seiner individuellen Hinzuverdienstgrenze angerechnet.

Der KlÃ¤ger hat das Anerkenntnis, das auch eine Kostenregelung umfasst, als
Teilanerkenntnis angenommen und den Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit weiter verfolgt.

Das Sozialgericht hat die Klage durch Urteil vom 16. September 2002 abgewiesen.
Der KlÃ¤ger sei noch in der Lage, zumindest leichte kÃ¶rperliche Arbeiten in
wechselnder KÃ¶rperhaltung mit den aufgezeigten EinschrÃ¤nkungen vollschichtig
zu verrichten. Er kÃ¶nne insbesondere einfache Pack- und Montierarbeiten
verrichten, wie sich aus den AusfÃ¼hrungen des im Termin vom 18. MÃ¤rz 2002
gehÃ¶rten berufskundigen SachverstÃ¤ndigen S3, denen sich der am 16.
September 2002 gehÃ¶rte weitere berufskundige SachverstÃ¤ndige M.
angeschlossen hat, ergebe.

Gegen das ihm am 5. November 2002 zugestellte Urteil vom 16. September 2002
hat der KlÃ¤ger am 4. Dezember 2002 Berufung eingelegt und ausgefÃ¼hrt, nur
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unter Einnahme von Schlaftabletten, Psychopharmaka und Schmerztabletten
arbeiten zu kÃ¶nnen. Lediglich unter Zuhilfenahme von Medikamenten kÃ¶nne er
am Erwerbsleben teilnehmen. Ohne deren Einnahme wÃ¤re er erwerbsunfÃ¤hig.
WÃ¤re er nicht erwerbstÃ¤tig, benÃ¶tigte er diese Medikamente nicht. Deren
Einnahme sei fÃ¼r ihn "Ã¼berobligatorisch", weil er sich durch sie einer
erheblichen GesundheitsgefÃ¤hrdung aussetze. Die eingeholten Gutachten
beantworteten nicht die Frage, ob er ohne Einnahme von Medikamenten
erwerbsunfÃ¤hig wÃ¤re und ob ihm diese Einnahme zumutbar sei.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 16. September 2002 aufzuheben und
den Bescheid der Beklagten vom 15. August 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 22. Dezember 2000 und der das Teilanerkenntnis
vom 16. September 2002 ausfÃ¼hrenden Bescheide vom 9. September 2003 und
23. MÃ¤rz 2004 zu Ã¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, ihm statt der
gewÃ¤hrten Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit ab 17. Februar 2000 die Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Die Einnahme von
Medikamenten beeinflusse das Leistungsbild des KlÃ¤gers nicht negativ. Es liege
kein psychischer Befund vor, der die Medikamenteneinnahme notwendig mache.
Eine vorzeitige ErmÃ¼dbarkeit des KlÃ¤gers sei nicht festzustellen.

Nachdem der KlÃ¤ger Atteste der Ã�rzte K., Dr. S2 und seiner behandelnden Ã�rztin
fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie J. vorgelegt und das Berufungsgericht von
diesen Ã�rzten Befundberichte eingeholt hatte, ist von der Ã�rztin fÃ¼r Neurologie
und Psychiatrie Dr. H2 ein Gutachten nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
eingeholt worden.

In ihrem Gutachten vom 28. Oktober 2004 hat Dr. H2 auf einen gewissen
Alkoholmissbrauch des KlÃ¤gers hingewiesen. Die Notwendigkeit des Gebrauchs
einer UnterarmgehstÃ¼tze kÃ¶nne sie vorliegend nur schwer nachvollziehen. Der
KlÃ¤ger leide an einem chronischen Schmerzsyndrom nach Beckenringbruch mit
StatikstÃ¶rung und Coxarthrose rechts sowie HÃ¼ft-TEP links und dadurch
bedingter SchlafstÃ¶rung sowie Somatisierungsneigung. Es gÃ¤lten die von dem
OrthopÃ¤den P. beschriebenen LeistungseinschrÃ¤nkungen. Sinnvoll wÃ¤re eine
Reha-MaÃ�nahme in einer psychosomatischen Klinik zwecks Reduzierung der
Schlaf- und Schmerzmittel. Die WegefÃ¤higkeit des KlÃ¤gers sei erhalten. Seine zur
Zeit der Begutachtung verrichtete vollschichtige Arbeit zeige, dass er Hemmungen
gegenÃ¼ber einer Arbeitsaufnahme aus eigener Kraft Ã¼berwinden kÃ¶nne.

Wegen des weiteren Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen
wird auf den Inhalt der Prozessakten, der Verwaltungsakten der Beklagten nebst
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Gutachtenakten und der Akten des Versorgungsamts Bezug genommen, die
vorgelegen haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige
Berufung (Â§Â§ 143, 151 SGG) ist nicht begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat keinen
Anspruch darauf, dass ihm die Beklagte ab 17. Februar 2000 anstatt der Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit die Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gewÃ¤hrt. Denn er
ist nicht erwerbsunfÃ¤hig.

ErwerbsunfÃ¤hig sind nach Â§ 44 Abs. 2 1. Halbsatz Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der hier noch anzuwendenden, bis zum 31. Dezember
2000 geltenden Fassung (Â§ 300 Abs. 2 SGB VI) Versicherte, die wegen Krankheit
oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt
oder Arbeitseinkommen zu erzielen, dass monatlich 630 Deutsche Mark
Ã¼bersteigt. ErwerbsunfÃ¤hig ist nach Â§ 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB VI nicht, wer
eine TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen. Hiernach liegt ErwerbsunfÃ¤higkeit
nicht vor.

Beim KlÃ¤ger bestehen im Wesentlichen Krankheiten und Behinderungen auf
orthopÃ¤disch-chirurgischem Fachgebiet. Bei ZustÃ¤nden nach Beckenringbruch
1973 und TEP- Implantation links 1999 liegt zum einen eine minimale
Beugekontraktur der linken HÃ¼fte mit leichter Gehbehinderung ohne eine
konstitutive Verschlechterung der linken Beinmuskulatur gegenÃ¼ber der rechten,
zum anderen ein leichtes degeneratives WirbelsÃ¤ulensyndrom ohne eine
neurologische Symptomatik vor. Eine Gebrauchsnotwendigkeit fÃ¼r eine
UnterarmgehstÃ¼tze besteht nicht. Davon hat sich der Senat in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung auf Grund eigener Anschauung im Hinblick auf das Verhalten des
KlÃ¤gers zu Ã¼berzeugen vermocht. WegefÃ¤higkeit ist gegeben, denn der KlÃ¤ger
kann durchaus vier Mal am Tag 500 Meter in einer Zeit von nicht mehr als je 20
Minuten zurÃ¼cklegen. Ein bedeutender psychiatrischer Befund liegt nicht vor. Es
besteht eine Somatisierungsneigung. Ein geklagtes chronisches Schmerzsyndrom
ist unter dem Blickwinkel einer Verdeutlichungstendenz zu sehen. AuÃ�erdem
liegen SchlafstÃ¶rungen sowie ein Medikamentenmissbrauch vor.

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GesundheitsstÃ¶rungen vermag der KlÃ¤ger nach
Ã¼bereinstimmender gutachterlicher Auffassung (P., Dr. H1, Dr. R., Dr. H2), der sich
der Senat anschlieÃ�t, leichte kÃ¶rperliche Arbeiten (mit EinschrÃ¤nkungen) noch
vollschichtig zu verrichten. Dies hat der KlÃ¤ger letztlich durch seine TÃ¤tigkeit bei
der Firma I. auch gezeigt. Er hat damit zugleich offenbart, dass er Hemmungen
gegenÃ¼ber einer Aufnahme einer leidensgerechten TÃ¤tigkeit aus eigener Kraft
Ã¼berwinden kann.
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Mit einem LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r vollschichtige leichte kÃ¶rperliche Arbeiten,
die er zu ebener Erde und in wechselnder KÃ¶rperhaltung, aber auch
ausschlieÃ�lich im Sitzen (nicht im Hocken und Knien, selten im BÃ¼cken) sowie
mit Hebe- und Tragebelastungen von sieben Kilogramm (nicht im Akkord und in
Schicht- und Nachtarbeit) verrichten kann, ist der KlÃ¤ger nicht erwerbsunfÃ¤hig.
Es kommt nicht darauf an, ob ihn seine letzte, neben dem Bezug von
BerufsunfÃ¤higkeitsrente ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit bei der Fa I. eventuell kÃ¶rperlich
Ã¼berfordert hat. Denn entscheidend ist seine EinsatzfÃ¤higkeit auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt. Diese ist gegeben.

Die Einlassungen des KlÃ¤gers hinsichtlich seiner Medikamenteneinnahme sind
nicht geeignet, eine andere Entscheidung zu begrÃ¼nden. Zwar betreibt der
KlÃ¤ger einen mit zeitweiligem Alkoholkonsum gepaarten Tablettenmissbrauch.
Nach den Feststellungen Dr. R.â��s und Dr. H2 s ergibt sich jedoch kein Anhalt
dafÃ¼r, dass das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers deshalb aufgehoben oder nur
wegen der Medikamenteneinnahme nicht aufgehoben ist. Vielmehr wÃ¼rde die
Reduzierung des Schlafmittel- und Schmerzmittelgebrauchs die LeistungsfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers noch verbessern. Das ergibt sich aus dem Gutachten Dr. H2 s. Soweit
der KlÃ¤ger angibt, Arbeiten lediglich im Sitzen, aber nicht in wechselnder
KÃ¶rperhaltung verrichten zu kÃ¶nnen, hat die Beweisaufnahme eine solche
LeistungseinschrÃ¤nkung nicht ergeben. Indes lÃ¤ge ErwerbsunfÃ¤higkeit aber
auch dann nicht vor, wenn der KlÃ¤ger nur im Sitzen arbeiten kÃ¶nnte. Denn es
gibt auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt genÃ¼gend leichte kÃ¶rperliche Arbeiten,
die im Wesentlichen vollschichtig im Sitzen zur AusfÃ¼hrung gelangen. Daraus
folgt, dass auch eine Rente wegen Erwerbsminderung nach dem ab 1. Januar 2001
geltenden Â§ 43 SGB VI nicht gezahlt werden kann.

Nach alledem hat die Berufung keinen Erfolg und ist zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Der Senat hat die Revision gem. Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG nicht zugelassen,
weil die Voraussetzungen hierfÃ¼r fehlen.

Erstellt am: 14.06.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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